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Kommentar

Hokuspokus in der Finanzpolitik

von Klaus F. Zimmermann*

Seit langem ist klar, dass Konjunkturkrise, Konjunkturprogramme und 
Aktionen zur Rettung von Banken und Unternehmen zu einer Erhöhung 
der Staatsverschuldung mit historischen Ausmaßen führen werden. 
Konsequent rechnete der Bundesfinanzminister letzte Woche mit De-

fiziten im Bundeshaushalt alleine bis 2013 von insgesamt weit über 300 Milliarden 
Euro. Dies markiert nur das untere Ende, da die Krisensonderhaushalte noch gar nicht 
einbezogen sind. Wir sind damit endgültig dabei, die ökonomischen Perspektiven unserer 
Kinder und Enkel zu vernageln. 

In dieser Situation bieten uns die programmatischen Aufstellungen der Parteien zur 
Bundestagswahl einen großen Hokuspokus zur Lösung an – Steuersenkungen oder 
Ausgabensteigerungen. Oder manchmal sogar beides. Die eine Seite wird nicht müde, 
neue staatliche Leistungen zu versprechen, die den sozialen Ausgleich fördern (wer die 
Banken rettet, muss auch den kleinen Leuten helfen) und Wachstum durch Förderung 
des Binnenkonsums sichern sollen. Die andere Seite will die Wirtschaft durch Steuer-
senkungen entfesseln. 

Beide Seiten verweigern sich der Einsicht, dass damit der gefährlich wachsenden Staats-
verschuldung nicht Einhalt geboten werden kann. Die Erwartung, solche Maßnahmen 
würden sich durch Wachstum selbst finanzieren, ist eine Fata Morgana. Sie verschärfen 
sogar das Problem. Darauf hinzuweisen ist die unpopuläre Verpflichtung der Öko-
nomen. 

Auch ohne diese Pläne steht die Finanzpolitik vor fast unlösbaren Aufgaben. Selbst zu 
normalen konjunkturellen Zeiten hätte der Bundeshaushalt jetzt ein (strukturelles) De-
fizit von zwei Prozent, das heißt jährlich etwa 50 Milliarden Euro. Nach einer Erholung 
der Konjunktur müssen entweder Leistungen gekürzt, Ausgaben gesenkt oder Steuern 
erhöht werden – wahrscheinlich alles zugleich. Dies ist das ziemliche Gegenteil von 
dem, was derzeit politisch diskutiert wird. Es wird sogar behauptet, dass die Steuerdis-
kussion die Konjunktur schädigen würde. Den Bürgern sind die Probleme aber längst 
klar. Investoren und Konsumenten, die nicht wissen, wie künftig die Defizite bezahlt 
werden sollen, könnten deshalb dann weder investieren noch konsumieren.

Konsumenten, die langfristig mit einer höheren Mehrwertsteuer rechnen, würden 
jetzt konsumieren. Diese Steuer ist sparsam zu erheben, ergiebig und belastet alle. 
Sie kann sozial ausgewogen gestaltet werden. Sie belastet die Importe, aber nicht die 
Exporte, durch die auch der nächste Konjunkturaufschwung kommen muss. Wer für die 
Schattenwirtschaft Güter kauft, muss sie ebenso entrichten wie der, der aus den dabei 
erzielten Einkommen konsumiert. 

Eine Erhöhung auf 25 Prozent könnte das strukturelle Staatsdefizit schließen. Mit 
diesem Vorschlag hatte ich vor Wochen die Debatte ausgelöst. Wer basta sagt, muss 
erläutern, wie er die Probleme sonst lösen will.

* Klaus F. Zimmermann ist Präsident des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin)
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